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Ist es in Eilfällen nicht möglich, die Entscheidung des zuständigen Gerichts oder der zuständigen 
Staatsanwaltschaft einzuholen, kann der Präsident bzw. der Direktor des Amtsgerichts, in dessen Bezirk 
sich der Antragsteller aufhält, im Verwaltungsweg eine Reiseentschädigung bewilligen. Abschnitt I Nrn. 
1.1.1 bis 1.1.3 und 1.1.6 gilt entsprechend. Die gewährte Reiseentschädigung ist auf der Ladung auffällig zu 
vermerken; die ladende Stelle ist unverzüglich von der Bewilligung und der Gewährung der 
Reiseentschädigung zu benachrichtigen.


